
Wiederholte Qual der Wahl
Zur Wahlwiederholung im Februar in Berlin von Wilhelm Schulz

Zuerst  erschienen  in  der  Neuen  Internationalen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht.

Berlin  wählt  noch  einmal.  Am  12.  Februar  steht  die  Wiederholung  der
Wahlen zum Abgeordnetenhaus und der Bezirksverordnetenversammlungen
an.  Das  Bundesverfassungsgericht  ordnete  die  Wiederholung  des
Urnengangs  vom  26.  September  2021  zur  „Wiederherstellung  der
verfassungsmäßigen  Ordnung“  (Tagesschau  16.11.22)  an.

Schließlich  war  die  vergangene  Wahl  auch  ein  Desaster.  Es  wurden
unvollständige  Briefwahlzettel  ausgeschickt.  In  72  dokumentierten  Fällen
fehlten  die  Stimmzettel  für  den  damaligen  Volksentscheid  von  Deutsche
Wohnen & Co. enteignen. In mindestens 424 Wahllokalen musste noch nach
18 Uhr abgestimmt werden, da nicht rechtzeitig ausreichend Stimmzettel
vorlagen und 73 Wahllokale wurden aufgrund dessen zeitweise geschlossen.
Teilweise wurden Stimmzettel  vertauscht.  Schlussendlich kam es in neun
Prozent der Lokale zu Unregelmäßigkeiten.

Wiederholung und nicht Neuwahl
Politisch führte die Abgeordnetenhauswahl 2021 zu einer Fortsetzung der
rot-grün-roten  Koalition.  Sechs  Parteien  zogen ins  Abgeordnetenhaus  ein
(SPD: 21,4 %, Grüne: 18,9 %, CDU: 18,9 %, LINKE: 14,1 %, AfD: 8,0 % und
FDP:  7,1  %).  Die  Wahlprognosen  ähneln  diesem  Ergebnis  mit  leichten
Verschiebungen.  Es  ist  unklar,  ob  SPD,  Grüne  oder  CDU  die  meisten
Stimmen erhalten werden. Die FDP und die LINKE drohen, 2 bzw. 3 Prozent
zu verlieren.

Dabei  ist  zu  beachten:  Das  Prozedere  am  12.  Februar  ist  eine
Wahlwiederholung,  keine Neuwahl.  Dementsprechend dürfen die Parteien
keine  Veränderungen  bezüglich  der  aufgestellten  Direktkandidat_Innen
sowie  Landeslisten  vornehmen  –  nur  der  Tod  entschuldigt.  Doch  was
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bedeutet das für uns? Mehr als ein Jahr RGR2 liegt bereits hinter uns mit
Auseinandersetzungen um die Krise der LINKEN, einer Konfrontation um die
Frage „Regierungsbeteiligung oder Umsetzung des Mietenvolksentscheids?“,
einem  Krieg,  einer  Teuerungswelle  und  vielem  mehr.  Wir  wollen
dementsprechend  in  diesem Text  auf  die  Politik  der  Koalition  von  SPD,
Grünen und LINKEN, aber auch auf die Krise der LINKEN eingehen und
unsere wahltaktischen Schlussfolgerungen darlegen.

Links blinken, rechts abbiegen?
Zahlreich  sind  die  Versprechen  für  Verbesserungen,  die  Rot-Rot-Grün
gegeben hat. Noch zahlreicher sind jedoch die, die über Bord geworfen oder
so umgedreht wurden, dass man sie kaum als Verbesserungen verstehen
kann. Ein Beispiel dafür ist die sogenannte Schulbauoffensive, ein Private-
Public-Partnership-Modell,  mit  dem  Versprechen,  notwendige
Sanierungsarbeiten  zu  tätigen,  das  mehr  schlecht  als  recht  läuft.  Hinzu
kommen massive Kürzungen bei den Verfügungsfonds der Berliner Schulen.
Während früher pro Schule 28.000 Euro zur Verfügung standen, sind es nun
3.000 Euro.

Auch die von den Grünen geführte Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität,
Verbraucher-  und Klimaschutz  (Senatorin:  Jarasch)  kann nicht  besonders
glänzen: Denn RGR2 setzt den Versuch der Teilprivatisierung der Berliner S-
Bahn fort und schrieb am 17. Juni 2020 die sogenannte Stadtbahn (Ost-West-
Verbindung) und den Nord-Süd-Tunnel aus. Die Netzausschreibung findet in
Teilen statt und die Ausschreibung der Fahrzeuginstandhaltung ist ebenfalls
davon getrennt.

Besonders präsent ist jedoch der Umgang mit dem Volksentscheid Deutsche
Wohnen & Co enteignen, der bereits während des letzten Wahlkampfes für
einigen Aufruhr in der Parteienlandschaft sorgte. So machten die Regierende
Bürgermeisterin,  Franziska  Giffey  (SPD),  und  mit  Abstrichen  die
Spitzenkandidatin der Grünen, Bettina Jarasch, schon vor der Wahl klar, dass
es eine Enteignung großer Immobilienkonzerne mit ihnen nicht geben wird.
Somit  wurde  bereits  vor  dem  ersten  möglichen  Sondierungsgespräch
deutlich,  dass  es  keine  Koalition  geben  konnte,  die  bereit  war,  den



Volksentscheid  umzusetzen.

Das  hielt  die  LINKE nicht  davon  ab,  sich  bis  heute  als  bedingungslose
Unterstützerin des Volksentscheids zu inszenieren. Statt ihn aber konsequent
umzusetzen, stimmte sie der Einrichtung einer Expert_Innenkommission zu,
die die Enteignung objektiv verschleppt, die nicht nur das „Wie“ sondern
auch und vor allem das „Ob“ diskutieren soll. Währenddessen plante DIE
LINKE mit der Koalition hinterrücks die personelle Zusammensetzung der
Kommission,  gaukelte  der  Initiative  DWe  aber  vor,  selbiges  mit  ihr
abzusprechen.

Das gibt natürlich ordentlich Raum für emotionale Empörung und ist einer
der  Gründe,  warum  sich  viele  Linksparteimitglieder  enttäuscht  von  der
eigenen Partei abwandten. Überraschend ist es jedoch auf der anderen Seite
nicht.  Schließlich  besteht  einer  der  Funktionen  reformistischer
Organisationen  darin,  soziale  Proteste  zu  inkorporieren.  Gleichzeitig  hat
genau  dies  dazu  geführt,  dass  sich  die  Spaltungslinien  innerhalb  der
Linkspartei  verstärkt  haben,  da  man  auch  seiner  sozialen  Basis  gerecht
werden muss.

Auch wenn die Linkspartei wahrscheinlich weiter Stimmen verlieren wird, so
ist sie noch immer eine Partei mit rund 8.000 Mitgliedern und rund 250.000
Wähler_Innen allein in Berlin. Trotz Unterordnung unter die Vorgaben der
Koalition und Enttäuschung vieler Anhänger_Innen setzen bis heute viele
Aktivist_Innen  sozialer  Bewegungen  (sogar  von  DWe!)  und  die  politisch
bewuss teren  Sch ich ten  der  Arbe i te r _ Innenk lasse  ( z .  B .
Krankenhausbewegung)  auf  DIE  LINKE –  und  sei  es  als  kleineres  Übel
angesichts  von  Parteien,  die  ansonsten  entweder  für  offen  neoliberale,
konservative  und  rassistische  Politik  stehen  oder  die  imperialistische
Aufrüstungspolitik  und  den  Wirtschaftskrieg  gegen  Russland  an  der
Bundesregierung  mitverantworten.

Zerreißprobe  für  die  Linkspartei:  für  eine



linke Opposition!
Die Auseinandersetzung rund um das letzte Wahlergebnis zeigte auf, dass es
in den unterschiedlichen Flügeln der LINKEN Differenzen gibt um die Frage,
welche Politik die Partei angesichts ihrer generellen Krise anstoßen muss.
Das regierungssozialistische Mehrheitslager in Berlin wie bundesweit warb
für Rot-Grün-Rot und gab dafür weite Teile seiner Versprechen auf, während
ein  Minderheitsflügel  die  Beteiligung  an  einer  Regierung  mit  SPD  und
Grünen nicht prinzipiell ablehnte, jedoch die Selbstaufgabe dafür.

Diese Orientierung der Mehrheit ist nachvollziehbar, da die LINKE seit ihrer
Gründung länger an der Regierung in Berlin war als in der Opposition. Berlin
ist quasi zu einem Vorzeigeprojekt der Regierungssozialist_Innen geworden.
Die Beteiligung an etwaigen Koalitionen wird von diesem Lager mit  der
Existenzberechtigung der Gesamtpartei in eins gesetzt – eine Orientierung,
die  ein  Hindernis  und  keinen  Zugewinn  gegenüber  den  Angriffen  auf
Errungenschaften der Klasse darstellt.

Während der Minderheitsflügel in der Partei in Teilen zwar ausspricht, dass
sich beide Ziele entgegenstehen, bleiben die praktischen Konsequenzen aus.
In Teilen der Partei wird anerkannt, dass es sich um zwei mögliche Pfade
handelt, die sie einschlagen kann: entweder Orientierung auf die Regierung
oder  Kampf  für  die  Umsetzung ihrer  Versprechen.  Das Ausbleiben einer
systematischen Opposition durch DWe selbst hängt direkt damit zusammen,
dass  die  Initiative  programmatisch auf  selbige Sackgasse zusteuert:  eine
Umsetzung durch parlamentarische Mehrheiten.

Zwischen der  Wahl  und der  Koalitionsbildung bildete  sich  innerhalb  der
LINKEN  Widerstand.  Mit  der  Initiative  für  eine  linke  Opposition  und
Anträgen  gegen  die  Regierungsbeteiligung  wurde  dies  greifbar,  doch
erstickte dies schlussendlich im Keim. Anstatt über die Urabstimmung hinaus
gegen die Regierungsbeteiligung zu kämpfen, endete der organisatorische
Prozess zu Beginn des Jahres 2022. Zwar gibt es weiterhin eine Reihe von
Direktkandidat_Innen der LINKEN, die sich gegen eine erneute Beteiligung
an RGR aussprechen, doch ändert diese nichts an ihrer Zersplitterung. Unter
den Parlamentarier_Innen findet  sich  keine  Person,  die  offen  ausspricht,



gegen Giffey gestimmt zu haben.

Keine offenen Treffen der Gegner_Innen der Regierungsbeteiligung wurden
organisiert. Der Konflikt hat sich verlagert – hin zur Frage der Umsetzung
des Volksentscheids. Diese Verlagerung ist ein Ausdruck dessen, in welche
Sackgasse  sich  die  LINKE  manövriert  hat,  jedoch  zugleich  ein  falscher
Konsens. Denn es zögert den Konflikt hinaus, da zugleich passiv auf das
Ergebnis einer Expert_Innenkommission gewartet werden kann, deren Urteil
n icht  b indend  i s t ,  und  das  a ls  e ine  Perspekt ive  gegen  d ie
Verhinderungstaktik  von  SPD  und  Grünen  dargestellt  wird.

Die Verlagerung steht also aktiv dem politischen Konflikt im Wege. In diesem
Sinne muss auch die bedingungslose Unterstützung des Volksentscheides,
die  die  LINKE  kürzlich  erst  erneut  bekräftigte,  als  Lippenbekenntnis
gewertet werden. Für Parteilinke bedeutet das, ihre Aufgaben in der LINKEN
zu  erkennen,  wenn  sie  nicht  Flankendeckung  zur  Verteidigung  der
Regierungsbeteiligung  bleiben  möchten.

Wie verhalten wir uns dazu?
Die Aufgabe für Revolutionär_Innen lautet nun aufzuzeigen, wie der linke
Flügel den Kampf um seine Inhalte führen muss. Dazu muss an dieser Stelle
Druck aufgebaut werden, da eine bisher systematische Organisierung des
Widerstands gegen die Regierungssozialist_Innen ausgeblieben ist. Zugleich
sind  dessen  Kandidat_Innen  durchaus  Repräsentant_Innen  einer
bedeutenden Minderheit in der Partei und kontrollieren faktisch Bezirke wie
das mitgliederstarke Neukölln.

Deswegen rufen wir zur kritischen Unterstützung der Kandidat_Innen des
linken Flügels der LINKEN bei den Erststimmen auf. Wir wollen damit jene
Kräf te  in  ihr  s tärken ,  d ie  s ich  gegen  e ine  pr inz ip ien lose
Regierungsbeteiligung  ausgesprochen  und,  wenn  auch  inkonsequenten,
Protest gegen den Koalitionsvertrag unterstützt und organisiert haben. Das
Ziel ist es, sie in die Verantwortung zu bringen und unter Druck zu setzen,
den kämpferischen Worten auch ebensolche Taten folgen zu lassen.



Wir rufen daher bei den Erststimmen nur zur Wahl jener Kandidat_Innen auf,
um unsere Stimme gegen die Regierungsbeteiligung sichtbar zu machen.
Diese Sichtbarkeit machen wir fest an drei Punkten; Erstens unterstützen wir
jene Kandidat_Innen direkt, die auf dem Landesparteitag der LINKEN den
Antrag gegen die Regierungsbeteiligung aufgestellt haben. Zweitens rufen
wir zur Stimmabgabe für jene Kandidat_Innen auf, die öffentlich die Initiative
„Für eine linke Opposition“ unterstützten, sowie drittens jene, die öffentlich
für  einen  Bruch  mit  der  Regierungspolitik  der  LINKEN  eintreten  wie
beispielsweise Jorinde Schulz und Ferat Koçak, beides Direktkandidat_Innen
in Neukölln.

Die Unterstützung verbinden wir mit der Forderung, dem Nein-Lager einen
organisatorischen  Ausdruck  zu  geben.  Zugleich  rufen  wir  zur
Zweitstimmenabgabe  für  DIE  LINKE  auf.  Schlussendlich  soll  die
eingeschlagene Taktik dem linken Flügel im Kampf zur Klarheit verhelfen
und  nicht  durch  reine  Stimmabwesenheit  zum  Bedeutungsverlust  ohne
politische Alternative führen. Wäre dies der Fall, so würde unsere Wahltaktik
gegenüber den Wähler_Innen nichts aussagen, außer zuhause zu bleiben. Mit
dieser Taktik hingegen rufen wir dazu auf, auch über die Wahl hinaus Druck
aufs  Abgeordnetenhaus  und  die  bremsende  Mehrheit  der  LINKEN
aufzubauen.  Der  essentielle  Punkt  ist  nämlich  nicht  einfach  nur,  dazu
aufzurufen,  ein  Kreuz  zu  machen,  sondern  die  Stimmabgabe  mit  der
Aufforderung zur gemeinsamen Aktion zu verbinden.

Warum schlagen wir diesen Weg ein?
Als  revolutionäre  Marxist_Innen  betrachten  wir  die  Überwindung  des
Kapitalismus  und  damit  einhergehend  des  bürgerlichen  Staates  als  die
zentrale Aufgabe unseres politischen Wirkens. In Konsequenz dessen spielt
für uns die Organisierung und Mobilisierung der Arbeiter_Innenbewegung
eine zentralere Rolle als die Arbeit im Parlament, die strategisch überhaupt
unfähig  ist,  den  Kapitalismus  zu  überwinden.  Für  uns  ist  das
Abgeordnetenhaus  in  diesem  Sinne  eine  Tribüne  im  Klassenkampf.  Der
Reformismus  hingegen  steht  dieser  Aufgabenbeschreibung  diametral
entgegen.  Während  er  zugleich  am  gewerkschaftlichen  Bewusstsein



kämpfender Teile der Klasse ansetzend die politische Vertretung als Partei
der organisierten Arbeiter_Innenschaft zu repräsentieren vorgibt, hängt er
zugleich der Utopie der schrittweisen Überwindung gesellschaftlichen Elends
an. Das Ziel muss also sein, das vorherrschende reformistische Bewusstsein
innerhalb  der  Arbeiter_Innenklasse  –  noch  bürgerlich,  aber  von  der
Notwendigkeit  einer  Klassenpartei  überzeugt  –  zu  brechen.  Das  passiert
nicht allein durch Denunziation oder moralische Empörung über den Verrat
der  bürgerlichen  Arbeiter_Innenparteien.  Ansonsten  wäre  es  schwer
erklärbar, warum nach mehr als 100 Jahren der stetigen Enttäuschung Olaf
Scholz Kanzler ist oder Giffey in Berlin regieren kann.

Das heißt: Wir rufen zur kritischen Wahlunterstützung für DIE LINKE nicht
auf, weil wir denken, dass ihr Wahlprogramm, ihre Politik die dringlichsten
Ziele  von  Arbeiter_Innen,  Migrant_Innen,  Jugendlichen,  Renter_Innen,
Arbeitslosen  oder  anderen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten  einlösen,
sondern weil sie gewählt wird von Hunderttausenden, die sie für eine soziale
Kraft  angesichts  massiver  Preissteigerungen  und  inmitten  eines
gesellschaftlichen  Rechtsrucks  halten.  Entscheidend  ist  daher  nicht  das
Programm, sondern das Verhältnis der Kandidat_Innen und/oder ihrer Partei
zur  Klasse  und  den  Unterdrückten.  Die  Taktik  der  kritischen
Wahlunterstützung  setzt  an  diesem Punkt  an,  weil  wir  als  revolutionäre
Marxist_Innen nicht imstande sind, aus eigenen Kräften anzutreten. Folglich
geben  wir  eine  kritische  Wahlempfehlung  für  nicht-revolutionäre
Kandidat_Innen  der  organisierten  Klasse  mit  dem  Ziel,  auf  sie  Druck
auszuüben und somit Teile vom Reformismus aktiv leichter wegbrechen zu
können, anstatt zu warten, bis diese von selbst desillusioniert werden. Denn
ob man es will oder nicht: Mit rund 8.000 Mitgliedern und rund 250.000
Stimmen bei der letzten Wahl ist DIE LINKE keine Kraft, die einfach ignoriert
werden kann.

Die Illusionen zerfallen nicht durch die reine Kritik an ihrer Ausrichtung,
sondern dadurch,  dass  die  Partei  in  die  Lage versetzt  wird,  ihre  Politik
umsetzen  zu  müssen.  Gerade  angesichts  der  Wahlwiederholung  muss
deutlich gesagt werden, dass DIE LINKE bereits anschaulich bewiesen hat,
dass  die  Regierungsbeteiligung  für  sie  mehr  bedeutet  als  ihrer



Wähler_Innenbasis. Doch der linke Flügel der Partei läuft Gefahr, dies durch
seine Passivität zu legitimieren, anstatt in der Partei und Wähler_Innenschaft
Widerstand zu organisieren.

Daher sagen wir: Schluss damit! Wir fordern die sofortige Umsetzung des
Volksentscheides,  ansonsten kommt keine Koalition zu Stande.  Wählt  die
Kandidat_Innen, die diese Position vertreten haben und lasst uns gemeinsam
für die Umsetzung dieser kämpfen!

Liebknecht  oder  Lederer?  –
Bericht  von  der  31.  LVV  von
Solid Berlin
Wir spiegeln an dieser Stelle solidarisch einen Bericht von Dan Kedem und
Tim Jonat von Solid Nord über die 31. Landesmitgliederversammlung von
Solid  Berl in.  Zuerst  erschienen  auf  Klassegegenklasse.org
(https://www.klassegegenklasse.org/liebknecht-oder-lederer/).

Am Sonntag tagte die 31. Landesvollversammlung der linksjugend [‘solid]
Berlin. Eine rechte Wende im Verband wurde zwar abgewandt, aber jetzt gilt
es den Linkskurs jenseits von Beschlüssen umzusetzen.

Nach  einem  letzten  Mobilisierungsversuch  der  Parteibürokratie  vor
Tagungsbeginn  startete  die  31.  Landesvollversammlung  der  linksjugend
[‘solid] Berlin mit unklaren Mehrheitsverhältnissen. Unter anderem wurden
Nachwuchskarrierist:innen aus den sogenannten Jugend-Basisorganisationen
(Einheiten der Parteibürokratie) mit dem Ziel mobilisiert, rechte Mehrheiten
zu sichern und einen reformistischen, an die Parteibürokratie angepassten
Kurs  innerhalb  des  Jugendverbandes  wiederherzustellen.  Die
Parteibürokratie  hat  sich  mehrmals  über  den  Kurs  des  Jugendverbands
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unzufrieden gezeigt und hat den Wunsch auch öffentlich geäußert (neben
zahlreichen Distanzierungen), den Jugendverband wieder auf Kurs bringen
zu  wollen.  Paul  Schlüter  zum  Beispiel,  seinerseits  Mitglied  des
Parteivorstands  der  LINKE  Berlin,  war  als  „aktives“  Mitglied  bei  der
Mitgliederversammlung  dabei.  Formell  ist  seine  Mitgliedschaft  durch
Zahlung des Mitgliedsbeitrags zwar aktiv, gesehen hat man ihn auf solid
Veranstaltungen aber noch nie. Spekulieren kann man nur, ob er von Klaus
Lederer persönlich mobilisiert wurde.

Zur Einleitung der Tagung startete diese mit Grußworten der Abgeordneten
Katalin Gennburg und Ferat Ali Kocak, welche beide für eine starke Linke
und  eine  „widerständige“  Jugendorganisation  appellierten.  Gennburg
forderte allerdings auch, dass Deutsche Wohnen und Co. enteignen (DWE)
unbedingt in die Expert:innenkommission des Senats gehen sollten, nachdem
dieser die Forderungen der Initiative von ⅔ der Sitze in der Kommission
ignorierte und alles dafür tat, den Volksentscheid zu zermürben. Sie hat den
Eindruck gemacht, der Parteijugend einreden zu wollen, dass wirklich an
eine Umsetzung mit  SPD und Grünen gearbeitet  wird,  und biederte sich
insoweit an die Parteiführung an, dass sie das Gesagte von Katina Schubert
am vergangenen Wochenende zu einem möglichen Austritt aus der Koalition,
falls DWE nicht umgesetzt wird, wiederholte. Zum Krieg in der Ukraine hatte
sie im Gegensatz zu den anderen Grußworten gar nichts zu sagen, obwohl sie
alleine fast so lang gesprochen hat wie die anderen beiden zusammen.

Schlussendlich folgte ein Grußwort der Jugendorganisation REVOLUTION,
die  die  starke  Zusammenarbeit  mit  der  Solid  gegen  Rassismus,  die
Immobilienwirtschaft und für einen starken Antimilitarismus begrüßten. Es
folgten  starke  Appelle  an  den  Jugendverband,  welcher  sich  von  seinem
reformistischen  Kurs  abwenden  und  endlich  revolutionäre  Positionen
vertreten müsse.  Dafür  sei  es  auch notwendig,  sich der  Mutterpartei  zu
stellen, denn DIE LINKE steht dem revolutionären Anspruch des linken Solid-
Flügels diametral entgegen und praktiziert eine bürgerliche Politik, die der
Sozialdemokratie identisch ist. Die Solid müsse einen Trennstrich zwischen
der eigenen und der bürgerlichen Politik machen und einsehen, dass selbst
Reformen  immer  von  Arbeiter:innenkämpfen  und  eben  nicht  von



Parlamenten ausgingen. Wir hoffen, dass REVOLUTION bereit ist, den Kampf
gegen die verräterische Politik der LINKEn mit der Solid aufzunehmen und
sie dabei zu unterstützen.

Nach diesem starken Schlusswort ging es in die allgemeine Tagesordnung
über.

Wie  üblich  wurde  mit  einer  rechten  Mehrheit  im  Landesverband  das
Stimmrecht  und  dieses  Mal  auch  das  Wahlrecht  für  Sympathisant:innen
(passive  Mitglieder  sowie  nicht-Mitglieder  des  Verbandes)  beschlossen,
nachdem durch administrative Vorgänge einige Anmeldungen schief gingen
und nicht genau klar war, wer aktives Mitglied und wer Sympathisant:in ist.
Aufgrund dessen war es noch undurchsichtiger, wie die einzelnen politischen
Lager verteilt waren.

Nach einer beschlossenen Generalüberholung der Satzung wurde von Seiten
des  rechten Flügels  des  Landessprecher:innenrats  versucht,  ein  weiteres
bürokratisches  Mittel  innerhalb  des  Landesverbandes  durchzusetzen:  ein
sogenannter  Basisgruppenrat,  der  einzelnen  Delegierten  weitreichende
Befugnisse geben und die rechte Mehrheit unter den Basisgruppen gegen die
nach links orientierte Mehrheit im Landesvorstand ausspielen sollte. Dieser
Antrag wurde abgelehnt – ein weiterer guter Schritt für das linke Lager im
Landesverband, denn so kann bisher zumindest garantiert werden, dass die
rechte  Mehrheit  im  Landesverband  keine  Beschlüsse  eines  linken
Landesvorstands  aufheben  kann.

Die  eigentlich  wichtigen  Punkte  dieser  Landesvollversammlung  waren
allerdings die Nachwahl der freigewordenen Stellen im Landesvorstand der
Solid sowie die inhaltliche Antragsphase.

Linke Anträge für Enteignung, gegen Krieg und Aufrüstung

Begonnen  wurde  mit  einem  Antrag,  der  einen  Kernteil  einer  jeden
revolutionären Übergangsprogrammatik ausmacht:  nämlich die Ablehnung
von  Entschädigungszahlungen  und  die  Expropriation  (Enteignung)  der
Expropriateur:innen.  Im  Antrag  wird  folgendes  festgehalten:



Ablehnung der Entschädigung
S t e l l u n g  d e s  n a t i o n a l i s i e r t e n  E i g e n t u m s  u n t e r
Arbeiter:innenkontrolle
Verbindung  der  Frage  der  Enteignung  mit  der  Frage  nach  der
politischen Macht
Ablehnung des bürgerlichen Formalismus, das heißt: der Kampf um
die  Vergesellschaftung  kann  sich  nicht  auf  Instrumente  einer
bürgerlichen Verfassung berufen und deren Umsetzung durch eine
bürgerliche Regierung

Zur Überraschung des linken Lagers wurde dieser Antrag,  nach starkem
Einwand von Rechten, welche sich auf das Grundgesetz beriefen und für eine
Entschädigung plädierten, mit einer ⅔-Mehrheit angenommen.

Der nächste Antrag aus dem linken Flügel, welcher den Rausschmiss von
Agent:innen des Kapitals aus der Partei DIE LINKE forderte, wurde mit 45
Prozent Ja- zu 45 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt. Dieser forderte auch den
Aufbau einer Partei nach den folgenden Organisationsprinzipien:

Funktionär:innen und Mandatsträger:innen für die Partei DIE LINKE
verdienen nur einen Arbeiter:innenlohn und sind verpflichtet,  den
Rest  ihres  Gehalts  an  Streikkassen  und  andere  vom  Staat
unabhängigen  Organisationen  der  Klasse  weiterzugeben
Die  jederzeitige  Abwählbarkeit  aller  Funktionsträger:innen  und
Mandatsträger:innen
Rechenschaftspflichtigkeit gegenüber den unteren Ebenen der Partei
Maximale Amtszeitbegrenzung auf zwei Legislaturen

An  dieser  Abstimmung  wurde  ersichtlich,  dass  die  Lager  auf  der
Versammlung ungefähr  gleichmäßig  verteilt  waren.  Wären allerdings  ein
Paul Schlüter aus dem Landesvorstand oder Nachwuchskarrierist:innen aus
den Jugend-BOs nicht geschickt worden, hätte der eigentliche Jugendverband
–  zumindest  auf  Landesebene  –  sehr  wohl  ein  Interesse  an  einer
antibürokratischen Arbeiter:innenpartei. Die Mutterpartei ist sich jedoch für
nichts zu schade und versucht zu sabotieren, wo es nur geht.

Wofür die Stimmen des rechten Lagers nicht genügten, war der nächste



Antrag, welcher den sofortigen Austritt der LINKEn Berlin aus der Regierung
fordert .  Die  Bedingungen,  welche  an  eine  Fortsetzung  der
Regierungsbeteiligung geknüpft  waren,  sind nicht umsetzbar und werden
tagtäglich von der Linksfraktion verraten. Deshalb war für die Mehrheit des
Jugendverbandes klar, dass die Partei aus der Regierung heraus muss. Ein
weiterer Erfolg für das revolutionäre Lager.

Die Forderungen waren:

Sofortige Umsetzung von Deutsche Wohnen und co. enteignen
Sofortiger Abschiebestopp in der rassistischen Migrationspolitik
Sofortiger Abbruch des Autobahnausbaus der A100
Sofortiger Stopp der Ausschreibungen für die S-Bahn-Privatisierung
Einführung des kostenlosen ÖPNVs in Berlin

Zum Anfang der Versammlung wurde klar, dass im Landessprecher:innenrat
die  Priorisierung  der  Anträge  kontrovers  diskutiert  wurde.  Dies  wurde
spätestens deutlich, als mehrere mehr oder weniger unkontroverse Anträge
zu Verbandsinterna wie dem öffentlichen Auftreten, eine Logoänderung und
die  Streichung  des  Sonderzeichen  im Namen aneinandergereiht  wurden.
Nach einer erfolgreichen Änderung der Geschäftsordnung wurde der Antrag
zur Neupositionierung des Berliner Landesverbandes zur Situation in Israel
und  Palästina  vorgezogen.  Die  Debatte  schien  zunächst  sehr  heikel  zu
werden, schließlich umfasste dieser Antrag mehrere Forderungen, die vom
Bundesverband  und  Partei  als  inakzeptabel  angesehen  werden  und
Positionen,  die  in  der  Vergangenheit  zu  Ausschlussforderungen  führten.
Folgende Forderungen waren im Antrag enthalten:

Unterstützung  einer  sozialistischen  Ein-Staaten-Lösung  auf  dem
Gebiet des historischen Palästinas
Anerkennung Israels als Apartheidstaat
Rückkehrrecht für alle Palästinenser:innen
Benennung  des  Zionismus  als  reaktionäre  und  nationalistische
Ideologie
Teilnahme des Berliner Landesverbandes an Nakba-Woche

Widerstand kam wieder  von  der  Linken Aktion  Lichtenberg,  welche  den



Antragstellenden  „Inkompetenz“  unterstellte,  da  der  Zionismus  als
nationalistische Ideologie gewertet wurde. Das israelische Apartheidregime
wurde ebenfalls in der Debatte verneint. Ebenso kam Gegenwind von einer
Bundessprecherin,  welche  darauf  hinwies,  dass  dieser  Antrag  laut
Bundesverbandsbeschluss  als  antisemitisch  einzustufen  sei.  Die
Spaltungslinie  zum  Bundesverband  wurde  an  diesem  Antrag  besonders
deutlich. Die traditionellen Argumentationsmuster der proimperialistischen
Bundesführung,  welche  sich  zur  Rechtfertigung  ihrer  Positionen  auf  die
sogenannte Kollektivschuldthese beruft, zogen bei der Berliner Basis jedoch
am Ende gar nicht. Mit großer Überraschung wurde der Antrag nämlich mit
absoluter Mehrheit angenommen. Ein großer Erfolg für den revolutionären
Flügel von Solid Berlin, da sie nach heftigstem Widerstand innerhalb eines
Solid-Verbands eine Mehrheit hinter ihrer Position zur Situation in Israel und
Palästina versammeln konnten. Diese Position wird in Deutschland nur von
einer handvoll Organisationen vertreten, entspricht jedoch der anerkannten
Mehrheitspositionierung von sozialistischen Gruppen weltweit.

Der letzte zu behandelnde Antrag des Tages sollte ebenfalls einer aus dem
linken  Lager,  gegen  Krieg  und  Aufrüstung,  sein.  Nach  einer  relativ
unkontroversen Debatte – nur die kernrechte Fraktion hatte wieder einmal
etwas  dagegen  –  wurde  auch  dieser  Antrag  mit  absoluter  Mehrheit
angenommen.  Somit  positioniert  sich  die  Solid  Berlin  klar  gegen  Putins
Angriffskrieg,  stellt  sich  aber  auch  klar  gegen  Sanktionen  und
Waffenlieferungen.  Ebenso  wird  die  Zerschlagung  der  NATO  und  die
Umstellung  der  Rüstungs-  auf  zivile  Produktion  gefordert.  Der  Antrag
richtete  sich  vor  allem  an  die  Linkspartei,  die  sich  immer  mehr  dem
deutschen  Kriegstaumel  anschließt.  Am  Wochenende  waren  vor  allem
Genoss:innen aus Nord-Berlin sowie der Basisgruppe „ROSA“ aus Steglitz-
Zehlendorf bei der Antikriegsdemo in Berlin zahlenmäßig gut vertreten, was
auf ein breites Mobilisierungspotential für diesen Beschluss schließen lässt.
Vor allem hier wird es darauf ankommen, den Druck auf den Landesvorstand
aufrechtzuerhalten, beziehungsweise notfalls auch durch öffentliche Kritik
größere Mobilisierung durch den gesamten Landesverband zu erwirken.

Weitere Anträge, welche vom linken Flügel kamen – wie zum Kampf gegen



die  Gewerkschaf tsbürokrat ie ,  zur  Nichtanerkennung  des
Bundessprecher:innenrats, zur Abschaffung der Polizei oder zum Rauswurf
der  Gewerkschaft  der  Polizei  aus  dem  deutschen  Gewerkschaftsbund  -,
wurden gar nicht erst behandelt, da diese durch reformistische Kräfte im
Landessprecher:innenrat nach ganz hinten geschoben wurden. Dies stellt ein
weiteres  beliebtes  Mittel  von  rechten  Strömungen  dar,  um  unbeliebte
Themen gar nicht erst behandeln zu müssen.

Nachwahlen zum Landessprecher:innenrat

Bei den Wahlen wurde es nicht minder spannend, doch mit relativ deutlichen
Mehrheiten wurden drei neue Genoss:innen in den Landessprecher:innenrat
gewählt.  Die Bilanz:  Eine rechte Wende wurde zwar abgewendet,  jedoch
behält der Landesvorstand insgesamt einen linksreformistischen Charakter,
obwohl zwei dem revolutionären Flügel nahestehende Genoss:innen gewählt
wurden.  Ein  relativer  Erfolg  war  es,  dass  Nachwuchsbürokrat:innen  der
Basisgruppe „Linke Aktion Lichtenberg“ (LiA) verhindert wurden, die unter
anderem Sanktionen gegen Russland befürworten und die Position vertreten,
es sei egal, wenn an diesen die Zivilbevölkerung leidet. Diese Basisgruppe,
die  im Übrigen eine  der  größten Fraktionen zur  Landesvollversammlung
stellte, vertritt ebenfalls die Positionen, dass es in der Ukraine und vor allem
in  der  ukrainischen  Armee  keine  Faschist:innen  gäbe  und  dass  die
Linksjugend  Berlin  sich  zum  Grundgesetz  bekennen  solle.

Die Wahlergebnisse lassen vorerst darauf schließen, dass in der restlichen
Legislaturperiode  des  Landessprecher:innenrats  kein  großer  Rechtsdrift
ansteht,  sodass  getroffene  Beschlüsse,  wie  das  Kooperationsverbot  mit
bürgerlichen Parteijugenden oder eine Kampagne gegen das Tesla-Werk, mit
der  Forderung,  das  dieses  entschädigungslos  enteignet  und  unter
Arbeiter:innenkontrolle  gestellt  gehört,  in  Teilen  des  Gremiums  Gehör
finden. An dieser Stelle soll der Appell an alle linken Mitglieder des Rats
gehen, dass wir darauf zählen, die Beschlüsse ernst zu nehmen und den
Kampf  um  diese  in  d ie  Parte i ,  den  Bundesverband  und  den
Landessprecher: innenrat  selber  hineinzutragen  und  diese
Übergangsforderungen  auch  öffentlich  zu  vertreten.  Die  revolutionären
Genoss:innen  sollten  sich  im  Klaren  darüber  sein,  dass  der  LSp:R  als



bürokratisches  Gremium  ein  Bremsklotz  ist,  sodass  ein  gewisser
Anpassungsdruck  besteht,  sich  in  die  bürokratischen  Strukturen  des
Verbandes  sowie  der  Partei  hinein  zu  integrieren.  Der  Anspruch
revolutionärer Genoss:innen innerhalb der linksjugend [‘solid] Berlin ist es,
dafür  zu  kämpfen,  in  der  Perspektive  eine  leninistische  Organisation
aufzubauen.  Dies  schaffen wir  nur mit  Klarheit  des Programms,  welches
zusammen  in  Opposition  mit  revolutionär-sozialistischen  Verbündeten
umgesetzt werden soll.  Die Bildung einer solchen Fraktion innerhalb des
Verbandes sowie der Partei  sollte oberste Priorität haben und die linken
Mitglieder des LSp:Rs dürfen sich dabei nicht vom reformistischen Alltag der
Partei zermürben lassen. Im Zweifelsfall kann dies auch nur mit dem Bruch
der reformistischen Parteiführung geschehen.

Wie weiter?

Doch  was  genau  bedeutet  das  alles  für  die  Solid  Berlin  und  für  die
Linksjugend im Allgemeinen?

Zunächst  wurde neben den Genoss:innen aus  Nord-Berlin  eine  Basis  für
Grundzüge eines revolutionären Programms gefunden. Diese Basis stützt sich
eben nicht nur auf eine Basisgruppe, sondern auf die Unterstützung durch
andere  Genoss:innen  des  Landesverbandes,  die  den  zum  rechten
Bundesverband entgegengesetzten Kurs befürworten und sich vom offenen
Kampf nicht abschrecken lassen. Das ist erstmal begrüßenswert, doch jetzt
kommt es darauf an, als revolutionäre Minderheit diese programmatische
Grundlage  in  eine  Oppositionsplattform  umzuwandeln,  damit  der
neugewählte, mehrheitlich linksreformistische Landessprecher:innen bei der
Umsetzung eben dieser Beschlüsse zu Genüge unter Druck gesetzt wird.

Revolutionär:innen bei der Linksjugend müssen alles dafür tun, dass diese
Übergangsforderungen, welche von der Basis beschlossen und legitimiert
worden  sind,  nach  außen  in  der  Öffentlichkeit  vertreten  werden.  Der
revolutionäre Flügel  mag zahlenmäßig eine Minderheit  darstellen,  jedoch
wurde sein Programm mehrheitlich von anderen Genoss:innen befürwortet.
Es gilt jetzt, diese Basis für ein anderes Organisationsprinzip zu gewinnen
und  einen  unversöhnlichen  Kampf  gegen  Bundesverband  und  Partei



aufzunehmen,  welcher  nicht  davor  zurückschreckt,  sich  auf  die  eigene
Legitimation  zu  berufen.  Ebenso  darf  sich  dieser  Kampf  nicht  hinter
bürokratisch-administrativen  Formalien  verstecken,  Konflikte  in  der
Öffentlichkeit nicht austragen zu wollen. Die Partei ist nach wie vor auf den
Jugendverband als Karriereschmiede angewiesen und hat ohne diesen zwar
noch die Jugend-BOs, allerdings sind diese für linke Kräfte noch unattraktiver
als die Solid an sich. Zu einem gewissen Grad toleriert sogar eine rechte
Führung,  wie  die  der  Berliner  Linkspartei,  linke Beschlüsse des  eigenen
Jugendverbandes, da diese radikale Kräfte in gewohnte und eng gesetzte
Bahnen lenkt  und mit  dem Verweis auf  die formelle Unabhängigkeit  zur
Partei als linke „Spinnereien“ einer Handvoll Jugendlichen abgetan werden
können. Die Partei  behält  sich auch immer vor,  dem Jugendverband den
Geldhahn  zuzudrehen,  falls  durch  bürgerliche  Medien  ein  unerträgliches
Ausmaß an Druck erwirkt wird.

Die  revolutionäre  Minderheit  darf  sich  nicht  mit  einer  formell  linken
Beschlusslage zufrieden geben. Es muss jeden Tag in der Partei, im Verband
und  in  der  Öffentlichkeit  um  dieses  Programm  gekämpft  und  dieses
schonungslos  nach  Außen  vertreten  werden.  Zentristischen  Kräften  in
anderen Verbänden muss gezeigt werden, dass es weder um Posten oder
Mehrheiten im Bundesverband geht, sondern um eine alternative Plattform
bzw.  Opposition,  die  die  bürokratischen Strukturen der  Linksjugend und
rechte Hegemonie tagein tagaus demaskiert.

______________________________________________________

Nachträgliche Anmerkung von uns:
Wie schon in unserem Grußwort am Sonntag gesagt, freuen wir uns sehr
über die Wende in Solid Berlin hin zu revolutionärer Politik. Was man zum
Text noch ergänzend sagen sollte: Die fortschrittlichen Forderungen, die auf
der LVV durchgesetzt wurden, können bloß ein Anfang sein. Diese müssen
nun  mit  Kampagnen  verbunden  werden,  an  denen  sich  möglichst  viele
Basisgruppen beteiligen sollten.  Nur durch gemeinsame und koordinierte
Arbeit innerhalb einer revolutionären Organisation, kann diese auch wirklich
gesellschaftliche  Wirkkraft  entfalten.  Aber  dafür  ist  nun  der  Grundstein
gelegt!


